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Was darf der Europäische Datenschutz-
ausschuss zukünftig?
Die EU-Kommission hat für das 2. Quartal 2023
einen Verordnungs-Entwurf angekündigt, um
die Durchsetzung der Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) zu vereinfachen.

Seit langem werden Unterschiede in der Durch-
setzungspraxis und Defizite in der Zusammenar-
beit zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden
in grenzüberschreitenden Fallgestaltungen mo-
niert. Das zögerliche Vorgehen etwa der irischen

Datenschutzaufsichtsbehörde gegen-
über Unternehmen wie Google und Me-
ta mit Facebook und Instagram, für die
diese federführend zuständig ist, beein-
trächtigt die Akzeptanz der DSGVO in
der EU und eine effektive Durchset-
zung ihrer Vorgaben insbesondere ge-
genüber international tätigen Unter-
nehmen. Die gegen Meta von der iri-
schen Aufsichtsbehörde wegen fehlen-
der Rechtsgrundlage der Verarbeitung
verhängte Geldbuße darf durchaus als
zurückhaltend bezeichnet werden. Ihr
war eine jahrelange interne Auseinan-
dersetzung mit anderen Aufsichtsbe-
hörden vorausgegangen. Der Europä-

ische Datenschutzausschuss (EDSA) als gemein-
sames Gremium der Aufsichtsbehörden hatte die
irische Aufsichtsbehörde schließlich per verbind-
lichem Beschluss angewiesen zu entscheiden,
dass die Profilbildung nicht auf den Nutzungsver-
trag als Rechtsgrundlage gestützt werden könne,
sondern einer Einwilligung bedarf.

Der sog. „One Stop Shop“-Mechanismus im Rah-
men des Kooperations- und Streitbeilegungsver-
fahrens hat nicht die erhoffte Harmonisierung
bei der Durchsetzung der DSGVO bewirken kön-
nen. Der EDSA als zentrale Koordinierungsin-
stanz der EU-Datenschutzaufsicht sollte eine an
unterschiedlicher Anwendung der DSGVO orien-
tierte Standortwahl durch Unternehmen gerade
verhindern. In der Praxis zeigen sich die Schwä-
chen dieser Regelungen.

In der EU ansässige Unternehmen fordern nicht
zu Unrecht ein „level playing field“, um den un-
terschiedlichen Herausforderungen u. a. bei der
Umsetzung von Betroffenenrechten, Datenschutz-
verletzungen und der Prüfung von Rechtsgrund-
lagen der Verarbeitung bei hochgradig digitali-
sierten Verarbeitungsprozessen zu begegnen. In
einem Rechtsbereich, der stark von Abwägungs-
entscheidungen geprägt ist und der mit zuneh-
mender Digitalisierung und den einhergehenden
gesellschaftlichen Veränderungsprozessen einem
hohen Anpassungsdruck unterworfen ist, muss
jeder Eindruck von Beliebigkeit der Rechtsan-
wendung vermieden werden. Es muss eine den

tatsächlichen Verantwortungsbeiträgen entspre-
chende Anwendung des Datenschutzrechts er-
möglicht werden, bei der sich nicht aufgrund
von Zuständigkeitsproblemen die Durchsetzung
der rechtlichen Vorgaben auf die Abnehmer- statt
die Anbieterseite konzentriert. Wegen der star-
ken Marktstellung der Anbieter haben Abnehmer
häufig nicht die Wahl oder die Möglichkeit, eine
Anpassung der Verarbeitungsprozesse oder zu-
grundeliegenden Geschäftsbedingungen zu ver-
langen. Daran ändert eine etwaige gemeinsame
datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit kaum
etwas.

Eine Überprüfung des aufsichtsbehördlichen Ko-
operations- und Streitbeilegungsverfahrens ist
daher dringend geboten. Man darf gespannt
sein, in welcher Form die EU-Kommission die
Forderung aufgreift, dass in grenzüberschreiten-
den Verfahren bei Verzögerungen seitens der
zuständigen federführenden Aufsichtsbehörde
der EDSA das Verfahren übernehmen können
soll. Gleiches gilt für die Forderung nach der Si-
cherstellung des „rechtlichen Gehörs“ der Ver-
fahrensbeteiligten in Verfahren vor dem EDSA.
Da der EDSA verbindliche Entscheidungen zu
Lasten der Verfahrensbeteiligten treffen kann,
ist die Forderung berechtigt, dass diese auch
vor dem EDSA mit ihrem Vorbringen gehört
werden müssen. So wurde die Klage von Face-
book/Meta gegen den Beschluss des EDSA man-
gels „unmittelbarer Betroffenheit“ durch das
EuG abgewiesen. Dieses Verfahren ist derzeit
beim EuGH anhängig.

Der EDSA hat bereits im Oktober 2022 seine Vor-
schläge für den Verordnungs-Entwurf der EU-
Kommission übermittelt. Die von ihm vorge-
brachten Punkte umfassen neben den vorgenann-
ten die Schärfung des Rechts auf Akteneinsicht
und die Festlegung weiterer Verfahrensfragen
u. a. zur vergleichsweisen Beilegung von Ausei-
nandersetzungen sowie zu Untersuchungsbefug-
nissen und zum Informationsaustausch der Auf-
sichtsbehörden bei der Vorbereitung von Verfah-
ren und zu mit Entscheidungen einhergehenden
Veröffentlichungsbefugnissen der Aufsichtsbe-
hörden.

Es bleibt abzuwarten, ob der EU-Kommission mit
dem Verordnungsentwurf der große Wurf und
eine Antwort auf die drängenden Fragen der Pra-
xis gelingt, ohne der Versuchung einer „Überre-
gulierung“ zu erliegen.
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